
Oberaufsicht, Rahmen- und Grundsatzgesetzgebung: 
kongruente oder differierende Begriffe für eine be­
schrãnkte Rechtsetzungskompetenz des Bundes? 

DIETER BIEDERMANN 

l. Anlass 

Im Rahmen der Arbeiten für die Reform der Bundesverfassung stellt sich 
die Frage, nach welchem Konzept die Aufteilung der Kompetenzen zwi­
schen Bund und Kantonen vorzunehmen sei. Zur Auswahl stehen vor 
allem zwei Modelltypen. Nach dem ersten Modell werden die Kompe­
tenztypen vorab abstrakt defin~ert und die einzelnen Aufgaben entspre­
chend den gebildeten Kategorien gruppiert. Als Beispiel dafür dienen 
etwa di e V erfassungen Ósterreichs 1 un d Deutschlands2 sowie di e Mo­
dellstudie des Eidg. Justiz- und Polizeidepartementes (EJPD)3. Das 
zweite Modell entspricht der geltenden V erfassung und de m V erfas­
sungsentwurf von ALFRED KóLZ l JóRG PAUL MÜLLER4; es verzichtet 
auf jegliche Typisierung der Kompetenzformen und auf standardisierte 
Vorgaben für die Umschreibup.g der zulãssigen Instrumente des Bundes. 
Der Bundesrat entschied sich in seinem im Juni 1995 verõffentlichten 
Verfassungsentwurf zugunsten des zweiten Systems. Damit wurde be­
wusst auf die abstrakte Definition der verschiedenen Kompetenztypen 
verzichtet. 

1 Art. 10 B-VG. 
2 Art. 70 ff. GG. 

3 Art. 56 ff., BB11985 111 S. 83 ff. und 204 ff. 
4 KõLz l MüLLER, Entwurf für eine neue Bundesverfassung, Art. 29 ff. 
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Neben dieser Systemwahl gilt es im Rahmen der Nachführung des gel­
tenden Verfassungsrechts abzuklãren, ob es bei den beschrãnkten Bun­
deskompetenzen eine Differenzierung in dem Sinne gibt, dass zwischen 
Grundsatzgesetzgebung und Rahmengesetzgebung als unterschiedliche 
Kompetenzformen unterschieden wird, und sich Grundsatzgesetze nur an 
Kantone, Rahmengesetze dagegen auch an den Einzelnen wenden dürfen. 
Schliesslich ist im Rahmen der Verfassungsrevision zu entscheiden, ob 
e ine solche Differenzierung weitergeführt bzw. eingeführt werden soll. 

In den nachfolgenden Darlegungen soll diesen Fragen nachgegangen 
werden. Zunãchst soll die Verwendung der Begriffe «Rahmengesetzge­
bung» und «Grundsatzgesetzgebung» untersucht werden. Im Zusammen­
hailg mit diesen Begriffen stosst man bald auch auf jenen der «Über­
aufsicht»; er· ist ebenfalls in die Überlegungen einzubeziehen. Vorerst 
wird dargelegt, welcher Inhalt diesen Begriffen in der geltenden Bundes­
verfassung, in der Literatur und von den Bundesbehorden beigemessen 
wird (Ziff. 2). Danach werden die Ergebnisse zusammengefasst (Ziff. 3). 
Schliesslich werden einige Überlegungen dazu angestellt, welche Aus­
wirkungen die Ergebnisse auf die Arbeiten an der Verfassungsreform 
haben (Ziff. 4). 

2. Zur Verwendung der Begriffe «Oberaufsicht», «Rahmen­
» bzw. «Grundsatzgesetzgebung» 

2.1 Bundesverfassung 

Di e geltende V erfassung verwendet, wenn beschrãnkte Kompetenzen 
gemeint sind, sehr unterschiedliche, durch die Entstehungszeit und den 
damit verbundenen Sprach- un d Wertewandel bedingte W endungen. Si e 
spricht von «Grundsãtzen» ( «principes» ), di e «auf de m Wege der Ge­
setzgebung» aufzustellen oder zu erlassen sind. An anderen Stellen ist 
von Mindestvorschriften oder von Schranken die Rede. In ãlteren Be­
stimmungen ergibt sich die Beschrãnktheit der Bundeskompetenz erst 
durch Auslegung. De r Begriff «Rahmen(gesetz)» ( «loi-cadre») wird da­
gegen nicht verwendet. 
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Der dritte hier zu prüfende Begriff der «Überaufsicht» wird in der V er- . 
fassung unterschiedlich verwendet. Zum einen dient er der Umschrei­
bung von Rechtsetzungs- un d Rechtsanwendungsbefugnissen5. Zur Zeit 
besteht nur noch eine solche Bestimmung: Artikel 24 Absatz l BV über 
die Wasserbau- un d die Forstpolizei6. 

Gleichzeitig wird «Überaufsicht» auch in Bereichen verwendet, in denen 
dem Bund bloss eine administrative Aufsichtsfunktion zukommt7. Es 
handelt sich um: 

Artikel 22bis Absatz 2 BV betreffend Zivilschutz (eingeführt 
1959); 

Artikel 36bis Absatz 2 BV betreffend Nationalstrassen (eingeführt 
1958); 

Artikel 37 Absatz l BV betreffend die Strassen (eingeführt 1874); 

Artikel 85 Ziffer 11 betreffend eidgenõssische Verwaltung und 
Rechtspflege. 

Nachfolgend werden die Verfassungsartikel mit der verwendeten Termi­
nologie tabellarisch dargestellt, und zwar in der Reihenfolge, wie sie 
Eingang in die Bundesverfassung gefunden haben: 

5 JAGMETTI, Kommentar BV, Art. 24, Rz. 39 f. 

6 Die Verfassung enthielt den Begriff früher zudem noch in Art. 24bis Abs. 
(Nutzbarmachung der Wasserkrafte). 

7 BLOETZER, S. 114; HANGARTNER, Staatssrecht, S. 71; AUBERT, Traité, N. 783. 
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BV-Artikel Gegenstand Terminologie Einge-
führt 

24 Abs. l W asserbau- un d Oberaufsicht (haute surveil- 1874 
Forstpolizei lance) 

25 Jagd und Fischerei ... befugt, gesetzliche Be- 1874 
stimmungen zu erlassen 
(le droit de statuer des dis-
positions legislatives) 

47 Aufenthalt und Nie- ... Vorschriften aufstellen 1874 
derlassung ( ... fixera des re g les) 

66 Verlust politischer ... bestimmt die Schranken 1874 
Rechte ( ... fixe des l imi tes) 

quater 
22 Abs. l Raumplanung Grundsatze (pri n ei pes) 1969 

bis 
24 Abs. l W assernutzung Grundsatze (principes) 1975 

42quinq. Abs. 2 Steuerharmonisierung Grundsatze für die Gesetzge- 1977 
bung der Kantone und Ge-
meinden (principes pour la 
législation des cantons et des 
communes) 

quater 
37 Abs. l Fuss- und Wander- Grundsatze (principes) 1979 

wege 

44 Abs. 28 Bürgerrecht ... erlasst Mindestvorschriften 1983 
( ... fixe les conditions mini-
males) 

octies 
24 Abs.2 Energieverbrauch Grundsatze (principes) 1990 

8 AUBERT, Traité N. 700; BBl 1920 V 49; FLEINER l GIACOMETTI, Bundesstaatsrecht, S. 

91; STRÃULI, Komptenzausscheidung, S. 40; STEINLIN geht demgegenüber davon aus, 
dass es sich hier um eine umfassende Kompetenz des Bundes handelt (Raumpla­
nungskompetenzen, S. 90). 
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2.2 Literatur 

Die Lehre verwendet unterschiedliche Annãherungskriterien für die Ty­
pisierung der Kompetenzen (Sachgebiete, Staatsfunktionen, Rechtswir­
kung, Intensitãt der Aufgabenerfüllung usw.9); ein allgemein anerkanntes 
System der Kompetenzeinteilungen hat sich nicht durchgesetzt. Unter 
dem Blickwinkel der Intensitãt der Aufgabenerfüllung als Abgrenzungs­
kriterium der verschiedenen Kompetenzformen sind alle drei hier zu 
untersuchenden Begriffe («Oberaufsicht», «Rahmen-» und «Grundsatz­
gesetzgebungskompetenz») nach unbestrittener Auffassung in di e Kate­
gorie der beschriinkten Rechtsetzungskompetenzen des Bundes einzuord-' 
nenlO. Diese Kategorie unterscheidet sich zunãchst von der umfassenden 
Kompetenz (ursprünglich oder nachtrãglich derogierend), die dem Bund 
die Moglichkeit gibt, ein bestimmtes Gebiet sowohl in seiner ganzen 
Breite (gesamter Sachbereich) als auch in der ganzen Tiefe (einschliess­
lich Detailregeln, unmittelbar anwendbare Bestimmungen usw.) zu re­
geln. Von der umfassenden Kompetenz unterscheidet sich eine be­
schrãnkte Zustãndigkeit hinsichtlich ihrer vertikalen Beschrãnkung: die 
Eingriffstiefe der beschrãnkten Kompetenz ist geringer. Verschiedene 
Autoren nennen zudem die Kategorie der fragmentarischen Kompe­
tenz11. Diese ist in horizontaler Hinsicht stãrker begrenzt als Oberauf­
sicht, Rahmen- und Grundsatzgesetzgebungskompetenz. Bezüglich der 
Eingriffstiefe ist sie dagegen identisch mit einer umfassenden Kompe-

9 Vgl. etwa HÃFELIN l HALLER, Bundesstaatsrecht, N. 290-294; SALADIN, Kommentar 
BV, Art. 3, Rz. 184 ff.; HANGARTNER, Staatsrecht I, S. 70-72; AUBERT, Traité, N. 696 
ff.; STRÃULI, Kompetenzverteilung, S. 13-88. 

10 HÃFELIN l HALLER, Bundesstaatsrecht, N. 312; LANGHART, Rahmengesetz, S. 25; 
BLOETZER, Oberaufsicht, S. 117; MÃCHLER, Rahmengesetzgebung, S. 60; STEINLIN, 
Raumplanungskompetenzen, S. 101; STRÃULI,. Kompetenzausscheidung, S. 39; 
HANGARTNER spricht in diesem Zusammenhang von teilweisen (unvollstãndigen) 
Bundeskompetenzen (Kompetenzverteilung, S. 176). 

In Ziff. 21 wurde bereits dargelegt, dass der Begriff «Überaufsicht» 
unbestrittenermassen auch zur Bezeichnung reiner Aufsichtsfunktionen verwendet 
wird. 

11 HÃFELIN l HALLER, Bundesstaatsrecht, N. 291; SALADIN, Kommentar BV, Art. 3, Rz. 
206; HANGARTNER, Kompetenzverteilung, S. 181; STRÃULI, Kompetenzverteilung, S. 
28. 
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tenz. Letztlich handelt es sich aber auch hier um eine beschrankte Bun­
deszustandigkeit. 

W ALTHER BURCKHARDT spricht in seinem Kommentar zur Bundesver­
fassung noch ausschliesslich von «Überaufsicht», allenfalls von «allge­
meinen Vorschriften»; di e Begriffe «Grundsatz-» un d «Rahmengesetz­
gebung» verwendet er nicht. Unter diese «allgemeinen Vorschriften» fal­
len seiner Meinung nach Normen über Sachverhalte, die im Landes­
interesse unbedingt einer einheitlichen Regelung bedürfen 12. In anderen 
alteren Publikationen werden «Überaufsicht» und «Grundsatzgesetzge­
bung» bereits als gleichwertige Begriffe verwendet. So spricht etwa 
HANS STRAULI bei seiner Umschreibung der Oberaufsicht auch von 
«Grundsatzgesetzgebung». Er betrachtet e s al s unbestritten, das s de r 
Bund im Rahmen einer solchen beschrankten Zustandigkeit unmittelbar 
anwendbare Bestimmungen erlassen dürfel3. Auch FRITZ FLEINER l 
ZACCARIA GIACOMETTI setzen «Überaufsicht» und «Grundsatzgesetzge­
bung» gleich. Beide Kompetenzformen lassen nach diesen Autoren so­
wohl Anweisungen an die Kantone wie auch die Einzelnen unmittelbar 
bindende V orschriften zu 14. 

JEAN-FRANÇOIS AUBERT weist Ende der sechziger Jahre in seinem Lehr­
buch darauf hin, dass die Begriffswahl für die Bezeichnung beschrankter 
Bundeskompetenzen in der Verfassung uneinheitlich erfolgt15. Der Um­
fang dieser Art von Bundeszustandigkeit ergebe sich vorab aus der Aus­
legung. In einem gemeinsamen Gutachten zum geplanten Raumpla­
nungsgesetz ausserten sich JEAN-FRANÇOIS AUBERT und RICCARDO 
JAGMETTI dahingehend, dass das Raumplanungsgesetz nur Grundsatze 

12 BURCKHARDT, Kommentar BV, S. 178 (Art. 24bis BV); im Zusammenhang mit Art. 25 
BV meint BuRCKHARDT, die Gesetzgebungskompetenz des Bundes sei nicht 
unbeschrankt (S.187). Zu Art. 24 meint er, der Bund dürfe die rechtliche Ordnung des 
Nutzungs- und Verfügungsrechts an Waldungen und Gewassem erlassen, was darauf 
hinweist, dass er wohl auch unmittelbar anwendbare Bestimmungen als zulassig 
erachtet (S. 170). 

13 STRÃULI, S. 46. 

14 FLEINER / GIACOMETII, S. 91. 

15 AUBERT, Traité (Supplément), N. 689. 
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enthalten dürfe, nicht jedoch Detailregelungen 16. Der Abstrahierungsgrad 
sage jedoch nichts darüber aus, wer Normadressat sei (Kantone oder 
auch Bürger). Der Bund dürfe, wenn auch nur sehr beschrankt, direkt 
anwendbare Normen erlassen. 

Nach den Darlegungen Yvo HANGARTNERS in seiner Monographie zur 
Kompetenzausscheidung bedeutet «Überaufsicht» in erster Linie eine 
Kompetenz zur G~ndsatzgesetzgebung17 • Daneben finde der Begriff 
auch Anwendung für die administrative Kontrolle der kantonalen Ver­
waltung durch den Bund. Grundsatzgesetzgebung schliesse eine Kodifi­
kation durch den Bund aus und der Vollzug dürfe nicht Bundesorganen 
übertragen werden. Der Bundesgesetzgeber kann nach Yvo 
HANGARTNER unter Verweis auf HANS STRÃULI aber unmittelbar an­
wendbare V orschriften erlassen 18. 

RENÉ FREY verwendet in seinem okonomischen Konzept des schweizeri­
schen Bundesstaates, das im Umfeld der Vorarbeiten für eine Totalrevi­
sion der Bundesverfassung entstand, den Begriff «Rahmengesetz» als 
e ine mogliche Zentralisierungsform mit vielen Spielarten 19. Rahmenge­
setze eignen sich nach ilim für den Erlass von Grundsatzen, Mindestan­
forderungen und Richtlinien, die den Gliedstaaten noch erhebliche Frei­
heiten bei der Durchführung zugestehe (Wahl der Mittel). Meistens er­
folge die Aufgabenfinanzierung in diesen Bereichen durch Bund und 
Kantone gemeinsam. RENÉ FREY nennt eine Reihe von Bereichen, die 
sich für die Rahmengesetzgebung besonders eignen. Er verspricht sich 
von Rahmengesetzen e ine Alternative zum Zentralismus,. mit welcher der 
Foderalismus gestarkt werden konne. 

Die begriffliche Gleichwertigkeit von «Überaufsicht», «Rahmen-» und 
«Grundsatzgesetzgebungskompetenz» sowie die Zulassigkeit direkt an­
wendbarer Bestimmungen wird Ende de r siebziger J ahre namentlich in 
den Dissertationen von GOTTHARD BLOETZER und CHRISTOPH STEINLIN 
bestatigt. Nach GOTTHARD BLOETZER ist die Oberaufsicht allerdings 

16 AUBERT / JAGMETII, S. 147. 

17 HANGARTNER, Kompetenzverteilung, S. 177 ff. 

18 HANGARTNER, Kompetenzverteilung, S. 179. 

19 FREY, S. 45, 110, 112. 



50 Dieter Biedermann 

etwas flexibler als eine Grundsatzgesetzgebungskompetenz20. Letztere 
lasse keine detaillierte Vorschriften zu. Gleichzeitig halt er fest, dass ein 
Verbot, unmittelbare anwendbare Normen zu erlassen, in der Verfassung 
ausdrücklich erwahnt werden müsse21 . «Überaufsicht», Erlass «allge­
meiner Vorschriften» un d «Grundsatz-» bzw. «Rahmengesetzgebungs­
kompetenz» sind laut CHRISTOPH STEINLIN gleichbedeutend22. Die Nor­
men kõnnten sick sowohl an die Kantone als auch an Einzelne richten. 
A ue h di e Abstraktionshõhe sei kein entscheidendes Kriterium23. Selbst 
abschliessende Teilregelungen seien zulassig, was in der Literatur auch 
nie bestritten worden sei24. 

Kurz zuvor setzt PETER SALADIN in einem ausführlichen Aufsatz den 
Begriff «Überaufsicht» hinsichtlich Rechtsetzungsbefugnis der Kompe­
tenz zur Rahmengesetzgehung gleich25. «Rahmengesetz» un d «Grund­
satzgesetz» werden als identische Ausdrücke behandelt. Er negiert für die 
schweizerische Rechtsordnung eine Differenzierung zwischen Rahmen­
bestimmungen, die nur die Kantone betreffen, und anderen, direkt an­
wendbaren Normen26. Die umfassende Regelung von Teilgebieten sei 
zulassig, sofem den Kantonen hinreichende Entscheidungsfreiheit im 
übrigen Bereich wie beispielsweise bei der Regelung bezüglich Schutz 
der Fische, der Nutzbarmachung der W asserkrãfte oder der Wasserbau­
polizei verbleiben27. Die Normen von Rahmengesetzen dürfen sich laut 
PETER SALADIN sowohl an die Kantone als auch direkt an den Einzelnen 
richten28. 

20 BLOETZER, S.130. 
21 BLOETZER, S. 139. 
22 STEINLIN, S. 99, 112. 

23 STEINLIN, S. 155 f. 

24 STEINLIN, S. 160. 

25 SALADIN, Rahmengesetzgebung, S. 505 ff. 

26 SALADIN in Kommentar BV, Art. 3, Rz. 192. 

27 SALADIN, Rahmengesetzgebung, S. 523. 

28 SALADIN, Rahmengesetzgebung, S. 527 f. 
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In seinen spateren Publikationen geht Yvo HANGARTNER in seiner Diffe­
renzierung noch weiter. Nach seinen knappen Ausführungen dürfen nur 
Rahmengesetze unmittelbar anwendbare Vorschriften enthalten, Grund­
satzgesetze dagegen nicht29• Diese Frage sei indessen umstritten; die 
neuere Lehre ( die nicht namentlich zitiert wird) sei aber der genannten 
Auffassung. Eine nahere Begründung dieser Differenzierung fehlt. Die 
Frage, ob V erordnungsrecht zu einem Grundsatzgesetz erlassen werden 
dürfen, sei nicht eine Frage der Kompetenzverteilung zwischen Bund und 
Kantonen, sondem zwischen Gesetzgeber und Bundesrat. 

Nach GEORG MÜLLER spricht für den Erlass von Rahmen- oder Grund­
satzgesetzen fehlende Zeit und Sachkunde des Gesetzgebers. Sie seien 
auch ein besseres Instrument der Staatsführung als detailreiche Ge­
setze30. 

Dem Begriff «Grundsatze» steht JEAN-FRANÇOIS AUBERT kritisch ge­
genüber, da er nicht sehr kiar sei31. Er schliesse Detailregelungen aus 
und beschranke den Gesetzgeber auf den Erlass grundsatzlicher Normen, 
im Unterschied zum deutschen Begriff «Rahmengesetz», der auch im 
Entwurf für eine neue Bundesverfassung von 1977 aufgenommen wurde. 
Der Begriff «loi-cadre», wie er in Deutschland und im Vorentwurf 1977 
verwendet wird, sei flexibler. «Grundsatze» sei enger als «Überaufsicht». 
JEAN-FRANÇOIS AUBERT versteht unter «Überaufsicht» eine Rahmenge­
setzgebungskompetenz im deutschen Sinne, die Detailregelungen zulasst. 

Demgegenüber differenziert THOMAS FLEINER-GERSTER nicht zwischen 
Rahmen- und Grundsatzgesetzen. Er geht mit MARTIN LENDI32 und 
DA VID · WERNER33 davon aus, dass die Kompetenz zum Erlass von 
Grundsatzen auch unmittelbar anwendbare Normen erfasst34. 

29 HANGARTNER, Bundesstaat im Wandel, S. 400, Staatsrecht l, S. 71. 

30 MÜLLER, s. 148 ff. 

31 AUBERT, Traité (Supplément), N. 689. 

32 LENDI, S. 77. 

33 WERNER, S. 66. 

34 FLEINER-GERSTER, S.45. 
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In e ine ahnliche Richtung geht RICCARDO J AGMETTI, de r den Begriff 
«Oberaufsicht» als Synonym (und die altere Bezeichnung) für eine 
Grundsatzgesetzgebungskompetenz betrachtet35. Den Begriff «Rahmen­
gesetzgebung» verwendet er zwar nicht; er geht aber offenbar davon aus, 
dass es sich um einen gleichwertigen Begriff handelt. In Schwerpunkt­
themen sind nach seiner Meinung gestützt auf eine Grundsatzgesetz­
gebungskompetenz auch direkt anwendbare Normen sowie - für beson­
ders wichtige Probleme - Detailregelungen zulassig. 

Um den terminologischen Schwierigkeiten auszuweichen, schlagt 
AUGUST MÃCHLER vor, «Rahmengesetzgebung» als Oberbegriff für die 
Kompetenz zum Erlass von «Grundsatzen» und die Kompetenzen nach 
Artikel 25, 44 Absatz 2 und 66 BV sowie für die «Überaufsicht» zu ver­
wenden36. Eine in diesem Sinn verstandene Rahmengesetzgebungskom­
peteriz beschrankt den Gesetzgeber laut AUGUST MÃCHLER weder hin­
sichtlich der Art noch in der Struktur der zu erlassenden Normen37; dem­
entsprechend lehnt er ein Einheitskriterium zur Definition der Grund­
satzgesetze wie z.B. den Kreis der Adressaten oder den Abstraktionsgrad 
ab. Am aussagekraftigsten sei allenfalls das Kriterium des «Entschei­
dungsbereichs von substantiellem Gehalt«38. 

ULRICH HÃFELIN/W ALTER HALLER schliesslich vertreten auch in der 
· neusten Auflage ihres Lehrbuches die Ansicht, dass ein Grundsatzgesetz 
sowohl Anweisungen an die Kantone als auch den Bürger direkt bin­
dende Normen enthalten kõnne39. «Überaufsicht» und «Grundsatzge­
setzgebung» würden von der herrschenden Lehre als gleichbedeutend 
betrachtet. Es bestehe dagegen keine einheitliche Auffassung darüber, ob 
«Grundsatzgesetz» und «Rahmengesetz» identische Begriffe seien. 

Auch nach ALBRECHT LANGHART setzt Lehre und Praxis «Rahmenge­
setzgebung» mehrheitlich mit den Begriffen «Überaufsicht» und «Grund-

35 JAGMETTI, Kommentar BV, Art. 24, Rz. 39, Art. 22quater, Rz. 106 f.; AUBERT l 
JAGMETTI, S. 147. 

36 MÃCHLER, S. 49 f. 

37 MÃCHLER, S. 105. 

38 MÃCHLER, S. 110 ff., 120. 

39 HÃFELIN l HALLER, Rz. 317. 
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satzgesetzgebung» gleich40. Er verweist auf AUGUST MÃCHLER, wonach 
kein allgemein gültiges Kriterium für die Begrenzung des Gesetzgebers 
(Abstraktionshõhe, Normadressat usw.) bestehe. Er geht einen ãhnlichen 
Weg wie AUGUST MÃCHLER und schlãgt vor, die Abgrenzungsschwie­
rigkeiten mit einer Legaldefinition zu überwinden41 . Ein Rahmen- bezie­
hungsweise ein Grundsatzgesetz zeichne sich unter anderem durch fol­
gende Strukturelemente aus: 

Instrument zur Aufteilung zwischen zwei Gesetzgebem. 

Keine erschõpfende Regelung; nur das absolut notwendige darf gere­
gelt werden. 

Regelungsintensitat geringer als bei der umfassenden Gesetzgebung. 

Rahmengesetze brauchen Erganzung. 

Den Kantonen bleibt ein substantieller Regelungsbereich über den 
blossen Vollzug hinaus. 

2.3 Verwaltung, Expertenkommissionen, Bundesrat 

2.3.1 Verwaltung 

In einer Stellungnahme der damaligen Justizabteilung wird der Begriff 
«Grundsatze» als im wesentlichen gleichbedeutend mit «Überaufsicht» 
und «allgemeine Vorschriften» betrachtet42. Sie leitet daraus folgende 
Hinweise für die lnterpretation des Begriffes ab: 

Grundsatznormen kõnnen sich sowohl an die Kantone als auch an die . 
Bürger richten. Der Bund kann in Teilbereichen abschliessende Rege­
lungen treffen. 

Die Grundsatzgesetzgebung muss den Grundsatz der Subsidiaritat in 
der Rechtsetzung wahren. Den Kantonen muss ein substantieller Re- · 
gelungsbereich verbleiben. Nur jene Regelung ist erlaubt, die im ge­
samtschweizerischen lnteresse einer einheitlichen Lõsung bedürfen. 

40 LANGHART, S. 39 f. 

41 LANGHART, S. 42. 

42 VPB 42 (1978) Nr. 95, S. 420 f. 
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2.3.2 Expertenkommissionen 

Hinzuweisen ist namentlich auf zwei Expertengremi~n, die sich mit der 
Totalrevision der Bundesverfassung beschaftigt haben, sowie auf die 
Studienkommission der bereits angesprochenen Aufgabenneuverteilung 
(vgl. Ziff. 2.3.3). Die Arbeitsgruppe für die Vorbereitung einer Totalre­
vision de r Bundesveifassung (Kommission W AHLEN) hat sich in ihrem 
Schlussbericht zur Frage der Typisierung der Kompetenznormen geaus­
sert und festgehalten, dass sich eine Vereinheitlichung aufdrange und der 
Begriff «Überaufsicht» für die Bezeichnung von Rechtsetzungskompe­
tenzen nicht mehr verwendet werden sollte43. Der Veifassungsentwuif 
von 1977 raumt dem Bund eine Kompetenz zur Rahmengesetzgebung für 
jene Bereiche ein, in denen die Kantone hauptverantwortlich sind44. Im 
Bericht führt die Expertenkommission unter dem Vorsitz von Bundesrat 
FuRGLER aus, dass sich diese Kompetenz darauf beschranke, Mindestan­
forderungen festzulegen und die Koordination zwischen den Kantonen 
sicherzustellen45. Weiter dürfe der Bund' nicht gehen, ohne dass die kan­
tonale Autonomie unnütz eingeengt würde. Zum Erlass direkt anwendba­
rer Bestimmungen au~sert sich der Bericht nicht ausdrücklich, doch darf 
angenommen werden, dass ihn die Kommission nicht grundsatzlich aus­
schliessen wollte. 

2.3.3 Bundesrat 

Nachfolgend wird dargelegt, wie der Bundesrat den Begriff der Rahmen­
und Grundsatzgesetzgebung seit der Verabschiedung des Begriffs «Über­
aufsicht« zugunsten des Begriffs «Grundsatzgesetzgebung» im J ahre 
1967 in Botschaften zu Verfassungsartikeln und Bundesgesetzen verwen­
det hat. 

Mit dem Erlass von Artikel22quater BV (Raumplanung) fand der Wech­
sel vom Begriff «Überaufsicht» zum in der schweizerischen Rechtsspra-

43 Schlussbericht VI, S. 271. 

44 Art. 51 Abs. 2 VE 1977. 

45 Bericht der Expertenkommission für ·die Vorbereitung einer Totalrevision der 
Bundesverfassung, S. 117. 
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che schon eingeführten Begriff «Grundsatzgesetzgebung» statt. Hin­
sichtlich der Rechtsetzungsbefugnisse betrachtete der Bundesrat diese 
Begriffe aJs aquivalent46. Im Parlament wurde di ese Hal tun g bekraftigt47 . 
Diese Auffassung wird in der Botschaft zum Raumplanungsgesetz be­
starkt, wobei der Bundesrat auf die Definition der Oberaufsicht von 
FRI1Z FLEINERIZACCARIA GIACOMETII verweist. Zudem wird der zulas­
sige lnhalt eines Grundsatzgesetzes wie folgt umrissen: Das Sachgebiet 
darf nicht erschopfend geordnet. werden, den Kantonen bleibt ihre eigene 
Zustandigkeit48. 

In seiner Botschaft zu einem vom Volk spater abgelehnten Bildungsarti­
kel schlug der Bundesrat für gewisse Teilbereiche eine Grundsatzgesetz­
gebungskompetenz vor49. Er verwendet dabei die Begriffe «Grundsatze» 
und «Rahmenbestimmungen», ohne sie detailliert zu umschreiben. 

Anlasslich der Revision von Artikel 24bis BV.(Wasserwirtschaft) meint 
der Bundesrat, in gewissen Bereichen würde eine «Grundsatzgesetzge­
bungskompetenz» an sich genügen. Im Sinne vorausschauender Ge­
setzgebung verlangte er jedoch eine umfassende Kompetenz. Eine voll­
standige Vereinheitlichung der Gesetzgebung beabsichtigte ~r aber 
nicht5°. Erst in der parlamentarischen Debatte wurde der Wortlaut modi­
fiziert un d di e B undeskompetenz auf de n Erlass von Grundsatzen be­
schrankt51. 

Artikel 42quinquies BV (Steuerharmonisierung) sieht vor, dass der Bund 
«Grundsatze für die Gesetzgebung der Kantone und Gemeinden» erlasst. 
Schon der Wortlaut macht kiar, dass die entsprechenden Bundesnormen 
für den Einzelnen keine direkten Rechtsfolgen entfalten. Dies war denn 
auch nicht die Absicht des Bundesrates52. Der Verfassungsgeber hat hier 

46 BBI 1967 11 145. 
47 Amtl. Buli. 1967 S. 404. 
48 BB11978 I 1011. 
49 Art. 27bis Abs. 4 Bst. b BV; BB11972 I 377. 

50 BB11972 11 1162. 
51 Amtl. Buli. 1974 S 321 f. 

52 BB11976 I 1481. 
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- im Unterschied zu anderen Grundsatzgesetzgebungskompetenzen- den 
Kreis der Normadressaten bewusst einschrankend definiert. 

Das Steuerharmonisierungsgesetz muss sich deshalb laut Bundesrat auf 
Grundsatze über die Steuerpflicht, den Gegenstand und die zeitliche Be­
messung der Steuem und das Verfahrensrecht beschranken. Steuersatze, 
Steuertarife und Steuerfreibetrage darf der B un d nicht regeln53. Die aus­
drückliche verfassungsrechtliche Beschrankung der Bundeskompetenz 
im Bereich des Steuerstrafrechts auf den Erlass von Grundsatzen für die 
Gesetzgebung der Kantone und Gemeinden hinderten Bundesrat und 
Gesetzgeber nicht, auch unmittelbar anwendbare Bestimmungen über das 
Steuerstrafrecht vorzuschlagen beziehungsweise zu erlassen54. 

Der Bundesrat hat sich gegen die Einführung eines Verfassungsartikels 
über Fuss- und Wanderwege (Art. 37quater BV) gewehrt55. Zur Frage 
der Grundsatzgesetzgebung hat er sich erst in der Botschaft zu einem 
Bundesgesetz über Fuss- und Wanderwege geaussert56. Er berief sich für 
den Begriff «Grundsatzgesetzgebung» auf seine Ãusserungen im Zu­
sammenhang mit dem Erlass des Raumplanungsartikels, wonach dieser 
im wesentlichen gleichbedeutend sei wie jener der «Überaufsicht». Zu­
dem bekraftigte er seine Ansicht, wonach ein Grundsatzgesetz auch 
unmittelbar anwendbare Normen enthalten dürfe, sofem den Kantonen 
eine Rechtsetzungskompetenz von substantiellem Gewicht verbleibe. 
Diese Auffassung sowie die Gleichsetzung der Begriffe «Rahmengesetz» 
un d «Grundsatzgesetz» wurde im Parlament nochmals bestatigt57. 

Im Projekt der Aufgabenneuverteilung zwischen Bund und Kantonen 
spielte das Rahmengesetz eine bedeutende Rolle als Instrument zur Star­
kung des Fõderalismus. In der Vemehmlassung 1977/78 stiess die Rah­
mengesetzgebung grundsatzlich auf Zustimmung. Ein Modell der Fi­
nanzdirektorenkonferenz zur Aufgabenneuverteilung sah Rahmengesetze 

53 BBl 1983 111 l O. 

54 BB11981 111 311; SR 642.14, Art. 55-61; CAGIANUT, Kommentar BV, Art. 42quinquies_ 
Rz. 7. 

55 Amtl. Bull. 1977 N 982, S 700. 

56 BBl 1983 IV 7. 

57 Amtl. Bull. 1985 N 1374. 
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an als Normen, die sich auf politisch bedeutsame Grundsatzentscheidun,.. 
gen beschranken. Primarer Adressat sollte der kantonale Gesetzgeber 
sein, nur ausnahmsweise der Bürger. Der Bundesrat schlug in der Bot­
schaft zum ersten Paket von Vorschlagen zur Neuverteilung der Aufga­
ben zwischen Bund und Kantonen in verschiedenen Bereichen Rahmen­
gesetze vor (Ausbildungsbeitrage, Erganzungsleistungen, Jagd- und Vo­
gelschutz)58. Di e Begriffe «Rahmengesetz» und «Grundsatzgesetz» wur­
den als Synonym verwendet. Eine Differenzierung bezüglich Abstrakti­
onshohe, Normadressat oder anderen Kriterien ist nicht zu erkennen. 
Hinsichtlich der Detailregelungen und der unmittelbar anwendbaren 
Bestimmungen wurde jedoch verlangt, dass sie nur zurückhaltend ange­
wendet werden, um die Kompetenzaufteilung zwischen Bund und Kan­
tanen nicht zu unterlaufen59. 

Im Bericht über die Totalrevision der Bundesveifassung vom 6. Novem­
ber 1985 ist eine nicht weiter kommentierte Modellstudie des EJPD («So 
konnte eine ne ue Verfassung aussehen») enthalten60. Di ese umschreibt in 
Artikel 65 detailliert den zulassigen Inhalt von Rahmengesetzen. · 

In der parlamentarischen Debatte bezeichnet Bundesrat ALPHONS EGLI 
das Bundesgesetz über Jagd und Vogelschutz als Rahmengesetz, das den 
Kantonen einen breiten Raum zur selbstandigen Gestaltung und Organi­
sierung der Jagd einraume; der Rahmen von Artíkel 25 BV werde nicht 
voll ausgeschopft6I. 

Nach Ansicht des Bundesrates enthalt Artikel 24octies BV (Energieartikel) 
eine Kompetenz zur Grundsatzgesetzgebung, die unter anderem zum 
Erlass von Rechtsetzungsauftrãgen an die Kantone ermachtige, als auch 
von Normen, die den Einzelnen unmittelbar verpflichten62. 

Der bundesratliche Entwurf des Borsengesetzes enthalt nur Grundzüge 
bzw. eine Rahmenordnung, die durch Selbstregulierung der Privaten 

58 BB11981 111 765, 784, 805. 

59 EJPD, Rahmen- und Grundsatzgesetzgebung, S.15. 

60 BBl 1985 111 204 ff. 

61 Amtl. Bull. 1985 N 2141. 

62 BBl 1988 I 377. 
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(insbesondere die Bõrsen un d Effektenhandler) auszufüllen ist63. Das 
vom Bundesrat vorgeschlagene Bõrsengesetz stützt sich auf die Artikel 
31 biS, 31 quater, 64 un d 64bis der Bundesverfassung64. Es ist in folgender 
Hinsicht ein untypisches Rahmengesetz: 

Die Kantone werden weitgehend ausgeschaltet. Die Ausfüllung des 
bundesgesetzlichen Rahmens soll durch private Selbstregulierung er­
folgen. 

Die verfassungsmassigen Grundlagen beschranken den Gesetzgeber 
nicht auf den Erlass von Grundsatzen; eine urnfassendere gesetzliche 
Regelung ware zulassig65. 

Der Bundesrat erhalt bedeutende Verordnungskompetenzen, die es 
ihm erlauben, gewisse Fragen detailliert zu regeln; die Aufteilung der 
Normen zwischen Gesetz und Verordnung wirkt für ein Rahmenge­
setz problematisch. Kantonale Erlasse über die Bõrsen werden aufge­
hoben. 

In seinem Entwurf zu einem als Grundsatzerlass bezeichneten Binnen­
marktgesetz beschrankt sich der Bundesrat auf zwei elementare Grund­
satze für de n frei en Zugang zum Markt66. E ine urnfassende N ormierung 
und eine Rechtsharmonisierung für die einzelnen Bereiche ist nicht vor­
gesehen; angesprochen wird die zwischenstaatliche Ebene. 

2.4 Bundesversammlung 

Das Parlament hat sich soweit ersichtlich me sehr detailliert mit der 
Frage der Kongruenz der Begriffe «Überaufsicht», «Rahmen-» und 
«Grundsatzgesetzgebung» sowie den Kriterien, die solche Gesetze aus-

63 BBl 1993 I 1383. 

64 BBl 1993 I 1439. 

65 V gl. allgemein zu dieser Form der Kompetenzausschõpfung MACHLER, 

Rahmengesetzgebung, S. 66. 

66 Botschaft vom 3. November 1994, BB11995 I 1257 f. und 1285 f. 
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zeichnen (z.B. Abstraktionshohe, Normadressat) auseinandergesetzt. Im 
Vordergrund standen jeweils Sachprobleme, ni eh t juristische Kategorien. 

Raumplanung: Der Standerat gab zunachst dem Begriff «Allgemeine 
Vorschriften» den Vorzug vor «Grundsatzen», da dieser bereits in den 
Artikeln 21 und 24bis verwendet werde67. Auch im Nationalrat wurde 
zunachst di ese Meinung vertreten68. Standerat un d N ationalrat entschlos­
sen sich dann für «Grundsatze» in der Annahme, «allgemeine Vorschrif­
ten» ginge etwas weiter; die Differenz spiele aber keine grosse Rolle69. 

Bildungsartikel: In der Debatte werden die Wendungen «compétence 
d'édicter des principes», «Grundsatzgesetzgebung» und «Rahmenkompe­
tenz» undifferenziert verwendet70. 

Wasserwirtschaft: Der Berichterstatter HEFTI spricht von «Rahmenge­
setzgebung». Er setzt femer die Begriffe «Oberaufsicht», «allgemeine 
Vorschriften» und «Grundsatzgesetzgebung» gleich 71. 

Fuss- und Wanderwege: Der Begriff «Rahmen-» bzw. «Grundsatzgesetz­
gebung» wird beim Erlass der Verfassungsnorm unspezifisch, ohne Dif­
ferenzierung verwendet 72. Über di e Einzelheiten de r Abgrenzung de r 
Bundes- von den kantonalen Kompetenzen (Abstraktionsgrad, Normad­
ressat usw.) wird nicht diskutiert. 

Steuerharmonisierung: Die Zustandigkeit des Bundes im Bereich der 
Steuerharmonisierung wird als solche zur Grundsatzgesetzgebung be­
zeichnet, einmal wird auch der Begriff «Rahmengesetz» verwendet 73. Es 

67 Amtl. Bull. 1967 S. 388. 

68 Amtl. Bull. 1968 N 43 (SCHÜRMANN). 

69 Amtl. Bull. 1968 S. 291, 1969 N 23. 

70 Amtl. Buli. 1972 S. 112, 135; N 1072. 

71 Amtl. Buli. 1974 S. 318 f. 

72 Amtl. Bull. 1977 N 967. 

73 Amtl. Bull. 1976 S. 456, N 751 (WEBER), 755 (SCHATZ). 
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wird von mittelbaren Vorschriften des Bundes gesprochen, die von den 
Kantonen in ihrer Gesetzgebung zu übemehmen seien74. 

Neuverteilung der Aufgaben zwischen Bund und Kantonen: Im Zusam­
menhang mit einem spater in der Volksabstimmung abgelehnten Verfas­
sungsartikel über Ausbildungsbeitr~ige wird von einer Rahmengesetzge­
bungskompetenz des Bundes gesprochen, wobei eine gewisse Unklarheit 
über die Tragweite des Begriffs «Grundsatze» besteht75. Das Jagdgesetz, 
das trotz einem gewissen Zusammenhang mit der Aufgabenneuverteilung 
ausserhalb des ersten Pakets verwirklicht wurde, wird als Rahmengesetz 
bezeichnet 76. 

Energienutzungsbeschluss: Es wird von «Grundsatzen» l «Grundsatzge­
setzgebung» gesprochen. Der Begriff wird jedoch nicht von anderen 
Kompetenzformen abgegrenzt. Hingegen werden im Verlauf der parla­
mentarischen Debatte die Konsumenten mit dem Einverstandnis des 
Bundesrates als verpflichtend angesprochene Normadressaten einge­
fügt77; die direkte Anwendbarkeit wird stillschweigend als zulassig vor­
ausgesetzt. 

Geht man die Gesetze durch, die aufgrund von beschrankten Gesetzge­
bungskompetenzen des Bundes erlassen und in Kraft gesetzt worden 
sind, stellt man unschwer fest, dass direkt anwendbare Bestimmungen in 
Rahmen- bzw. Grundsatzgesetzen gang und gabe sind. A ue h wenn si eh 
der Hauptteil der Normen dieser Erlasse an die Kantone richtet, sind 
regelmassig auch 'Bestimmungen anzutreffen, die sich direkt an Einzel­
personen richten; es handelt sich keinesfalls um blosse Versehen oder 
vereinzelte Sündenfàlle des Gesetzgebers, sondem um bewusst gewahlte, 
sachgerechte Lõsungen. Beispielhaft für unmittelbar anwendbare Be­
stimmungen sei an dieser Stelle auf einige Artikel dieser Gesetze hinge­
wiesen: 

74 Amtl. Bull. 1976 N 755 f (KAUFMANN). 

75 Amtl. Bull. 1982 S 624 (BINDER). 

76 Amtl. BuU. 1984 S. 485 (AFFOLTER), "erweitertes Rahmengesetz": 1985 N 2132 
(WIDMER). 

77 Amtl. Bull. 1990 S. 960 f. 
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SR-Nr. Gesetz Arti k ei Gegenstand 

141.0 Bürgerrechtsgesetz 23 Wiedereinbürgerungsgesuch 
142.20 BG über Aufenthalt und 2 Meldepflicht der AusHinder 

Niederlassung d er AusHin-
de r 

642.14 BG über die Harmonisie- 40 ff. Verfahrensgrundsatze 
rung der direkten Steuern 55 ff. Steuerstrafrecht 
der Kantone und Gemein-
de n 

700 Raumplanungsgesetz 33 f. Rechtsschutz 
704 BG über Fuss- und W an- 8 Mitwirkungsrecht privater 

derwege Fachorganisationen 
14 . Beschwerdelegitimation für 

Fachorganisationen 
721.10 BG über Wasserbaupolizei 13 f. Strafbestimmungen 
721.80 BG über Nutzbarmachung 23 ff. W ahrung d er Fischerei 

der W asserkrafte 30 Zutritt z u W asserwerken 
38 ff. Verleihung von W asserrechten 

730.0 Energienutzungsbeschluss 2 Grundsatze 
4 Verbrauchsabhangige Heiz-

un d W armwasserabrechnung 
921.0 Waldgesetz 5 Rodungsverbot 

42 ff. Strafbestimmungen 

3. Ergebnisse 

Die geltende Bundesveifassung kennt keine systematische Ordnung der 
Kompetenzformen für die Aufgaben von Bund und Kantonen im Sinne 
eines abstrakten oder systematischen Katalogs 78, wie dies etwa in den 
Artikeln 56 ff. und 65 ff. der Modellstudie des EJPD79 vorgeschlagen 
wurde. Die beschrãnkten Bundeszustandigkeiten sind zudem in grosser 
zeitlicher Streuung in die Bundesverfassung aufgenommen worden, so 
dass deren sprachliche Umschreibungen sehr unterschiedlich ausgefallen 
sind. Sie beantwortet deshalb die Frage der begrifflichen Übereinstim-

78 Vgl. z.B. HÃFELIN./.HALLER, Bundesstaatsrecht, N. 289. 

79 BB11985 111 204 ff. 
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mung von «Überaufsicht», «Rahmen-» und «Grundsatzgesetzgebung» 
nicht. Die Verfassung gibt auch in bezug auf die Struktur von Bundesge­
setzen, die sich auf eine beschrankte Bundeskompetenz stützen, wenig 
Anhaltspunkte. In der Praxis finden sich verschiedene Beispiele, in denen 
der Gesetzgeber trotz blosser Grundsatzgesetzgebungskompetenz eine 
Detailregelung mit unmittelbar anwendbaren Normen erlassen hat. Diese 
Falle werden allgemein nicht als verfassungswidrig betrachtet. Wenn der 
V erfassungsgeber den Adressatenkreis prazisieren will, macht er dies 

·nicht mit dem Begriff des «Rahmen-» bzw. «Grundsatzgesetzes», son­
dem durch ausdrückliche Nennung(und abschliessende Aufzahlung) der 
Normadressaten. Im Steuerharmonisierungsartikel wird der Zusatz ver­
wendet: Grundsatze für die Gesetzgebung de r Kantone und Gemeinden. 
E contrario kõnnte beim Fehlen eines entsprechenden Zusatzes allenfalls 
auf die grundsatzliche Zulassigkeit direkt anwendbarer Normen ge­
schlossen werden. 

In der Literatur wird «Überaufsicht» und «Grundsatzgesetzgebung» 
mehrheitlich gleichgesetzt. Der Begriff «Rahmengesetz» wird dabei ent­
weder ebenfalls als gleichbedeutend verwendet oder gar nicht erwahnt. 
AUGUST MÃCHLER, ULRICH HÃFELINIW AL TER HALLER und ALBRECHT 
LANGHART lassen die Frage letztlich offen, wobei ALBRECHT LANGHART 
für einen Oberbegriff pladiert, um diese Schwierigkeiten auszuraumen. 
GOTTHARD BLOETZER befürchtet, bei einer Gleichsetzung der Begriffe 
würde womoglich die Kompetenz nach Artikel 24 BV im Vergleich zur 
bisherigen Praxis eingeschrankt. Nur JEAN-FRANÇOIS AUBERT und Yvo 
HANGARTNER sehen einen materiellen Unterschied zwischen den Begrif­
fen. Ein Grundsatzgesetz enthalt nach JEAN-FRANÇOIS AUBERT keine 
Detailregelung, in bescheidenem Umfang aber gegebenenfalls auch 
unmittelbar anwendbare Normen. Für Yvo HANGARTNER sind in Grund­
satzgesetzen dagegen n ur di e Kantone al s N ormadressaten zulassig. 
Rahmengesetze dürfen nach diesen beiden Autoren sowohl die detail­
lierte Regelung von Teilbereichen als auch unmittelbar anwendbare Be­
stimmuhgen enthalten. Die Unterscheidung von Grundsatz- und Rah­
mengesetzen erfolgt nur deskriptiv; ihre Notwendigkeit wird materiell 
nicht begründet. 

Der Bundesrat behandelt «Überaufsicht», «Rahmen-» und «Grundsatz­
gesetzgebung» konsequent als gleichbedeutende Begriffe. Im Zusam­
menhang mit der Totalrevision der Bundesverfassung und der fodera-
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listisch ausgerichteten Aufgabenneúverteilung zwischen Bund und Kan­
tanen wird der Begriff «Rahmengesetz» verwendet. Bundesrat und Ex­
perten betrachten sowohl die Kantone als auch die Bürger als zuHissige 
Normadressaten; auch die detaillierte Regelung von Teilbereichen wird 
als moglicher Inhalt zugelassen. Wenn im Parlament von der Intensitat 
der Aufgabenerfüllung gesprochen wird, geht es meist um die Frage, ob 
ein Engagement des Bundes überhaupt opportun sei. Wenn die Parlamen­
tarier die Begriffe «Grundsatzgesetz», «Grundsatze», «Rahmengesetz», 
«allgemei_r;J.e Vorschriften», «Richtlinien» verwenden, dann meist untech­
nisch und undifferenziert als Ausdruck für eine nicht nãher definierte 
beschrãnkte Bundeskompetenz, die allenfalls sachlich-konkret abge­
grenzt, nie aber theoretisch-abstrakt erfasst wird. 

Einschrankungen der Rechtsetzungsbefugnisse bei beschrankten Bundes­
gesetzgebungskompetenzen ergeben si eh aus de m U mfang des Restbe­
reichs, der den Kantonen zur Regelung verbleibt; dieser muss nach all­
gemeiner Ansicht substantiell sein. W o die Grenze noch zulassiger Bun­
desnormierung liegt, ist letztlich eine Frage, die der Gesetzgeber zu be­
antworten hat80 und die auch vom Ziel einer Verfassungsnorm mitbe­
stimrrít ist81 . 

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Differenzierungsversuche 
zwischen einer Grundsatz- und einer Rahmengesetzgebung in der Litera­
tur kaum Echo gefunden haben, die Bundesbehõrden konsequent von der 
begrifflichen Kongruenz ausgehen und sich die gestützt auf beschrankte 
Gesetzgebungskompetenzen erlassenen Gesetze nicht aufgrund der Nor­
madressaten 'i!l Rahmen- und Grundsatzgesetze aufteilen lassen. Die 
rechtstheoretischen oder praktischen V orteile e in er Differenzierung sin d 
nicht ausgewiesen. 

80 JAGMEITI, Kommentar zu Art. 24, Rz. 39; FLEINER-GERSTER, S. ·44; STEINLIN, S. 99; 
BB11972 11 1162; STRÃULI, S. 47. 

81 CAGIANUT, Kommentar BV, Art. 42quinquies, Rz. 7. 
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4. Folgerungen für die Arbeiten an der Verfassungsreform 

Es erstaunt nicht, dass angesichts der Begriffsvielfalt für beschrankte 
Bundeskompetenzen der Ruf nach Vereinheitlichung durch Legaldefini­
tion oder wenigstens einer systematischeren Anwendung der Begriffe 
ertont. Eine Legaldefinition der Kompetenzformen wie sie beispielsweise 
die Modelistudie des EJPD enthãlt, bietet den V orteil sprachlicher Ein­
heitlichkeit. Sobald indessen inhaltliche Gesichtspunkte einbezogen wer­
den, merkt man, dass die Typologisierung wenig hilfreich, ja sogar kon­
traproduktiv ist. Einer Differenzierung der Terminologie steht dabei 
nãmlich nicht nur die bisherige Verfassungssprache entgegen. Sie ent­
spricht nicht der gelebten Verfassungstradition und vertuscht hochstens 
vorhandene Auslegungsschwierigkeiten; es blieben auch mit einer Le­
galdefinition noch auslegungsbedürftige Begriffe bestehen. Sie tãuscht 
Klarheit und Einheitlichkeit vor, wo in Tat und Wahrheit Losungen im 
Einzelfali gefragt sind. Eine Legaldefinition mit detailiierter Umschrei­
bung des zulãssigen lnhalts verhindert .massgeschneiderte Losungen für 
die Abgrenzung der Kompetenzen zwischen Bund und Kantonen, so wie 
sie sich. als Kompromiss in der politischen Auseinandersetzung heraus­
kristaliisieren. Der Gesetzgeber würde unnotig in ein Korsett gesteckt, 
das ihm von Fali zu Fali zu eng oder zu weit wãre. Dies gilt auch für die 
bloss systematischere Verwendung der Begriffe «Rahmengesetz» und 
«Grundsatzgesetz» im Sinne Yvo HANGARTNERS. 

Dazu kommt, dass es insgesamt nur wenige Rahmen- oder Grundsatzge­
setzgebungskompetenzen gibt; auch aus diesem Grund lohnt sich eine 
begriffliche Differenzierung kaum. Unnotige Kategorisierungen, die 
nicht auf zwingenden sachlichen Unterscheidungen basieren, sind zu 
vermeiden. 

Das Parlament würde sich im übrigen nicht ohne weiteres an eine syste­
matische Differenzierung halten, sondem sie als eher unverbindliche 
Vorgaben behandeln. Auch Initianten liessen sich kaum auf die Verwen­
dung einer bestimmten Terminologie bei der Abfassung ihrer Volksbe­
gehren verpflichten. In diesem Fall brãuchte es ein Bundesgericht, das 
mit ãhnlichen Kompetenzen wie der deutsche Verfassungsgerichtshof 
ausgestattet ist und unmittelbar anwendbaren Bestimmungen in Grund-
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satzgesetzen die Anwendung versagen kõnnte. Ob die Verfassungsge­
richtsbarkeit eingeführt wird, ist zurzeit jedoch ungewiss82. 

Die Erfahrungen im Ausland mit ahnlichen Instrumenten führen eben­
falls zu einer kritischen Beurteilung. Die Entwicklung in Deutschland 
beispielsweise zeigt, dass trotz enger Umschreibung des zulassigen In­
halts von Rahmengesetzen aus sachlichen Bedürfnissen sehr detailliert 
normiert wurde83. Dieser Entwicklung soll jetzt durch e ine n oe h engere 
U mschreibung des Begriffs «Rahmengesetz» entgegengewirkt werden. 
Die Einschrankung der zulassigen Normadressaten wird dabei als ein 
Instrument verstanden, dem Bund die nõtige Zurückhaltung bei der Legi­
ferierung aufzuerlegen. Der Spielraum der Gliedstaaten als für den Fõde­
ralismus entscheidenderes Kriterium kann aber auch durch mittelbare 
Bestimmungen zu stark eingeengt werden. Das Verbot unmittelbar an­
wendbarer Bestimmungen ist mithin kein Garant für die Einhaltung ge­
nügender Entscheidungsspielraume der Gliedstaaten. 

Die Differenzierung Yvo HANGARTNERS zwischen Rahmen- und Grund­
satzgesetzen hat eine Entsprechung im Europarecht: Nach Artikel 189 
des EG-Vertrags sin d Richtlinien nicht unmittelbar an wendbare N ormen, 
die sich an die Mitgliedstaaten richten, wahrend die Verordnungen den 
Einzelnen unmittelbar verpflichten84. Nicht nur die Wirkung der Europa­
gesetzgebung, sondem auch die Mótivation zum Erlass bezüglich Adres­
satenkreis beschrankter Normen hat ihre Entsprechung zur fraglichen 
Differenzierung der beschrankten Bundeskompetenz: Die Richtlinien 
werden in Bereichen erlassen, in denen eine intemationale Rechtseinheit 
herbeigeführt werden soll. Gleichzeitig soll aber den Staaten ganz im 
Sinne des Subsidiaritatsprinzips schweizerischer Auspragung ein hinrei­
chender Spielraum für die nationale Rechtseinheit gelassen werden. Auf­
grund dieser Analogie dürfte von Interesse sein, wie sich das Europarecht 
entwickelt hat: Entgegen dem an sich klaren Wortlaut wurden in der 

82 Im Rahmen der laufenden Verfassung~reform werden unter dem Titel Justizreform 
unter anderem VorschHige zur Normenkontrolle zur Diskussion gestellt, die eine 
entsprechende Kontrolle ermoglichen würden (vgl. Art. 168 des 
V erfassungsentwurfs). 

83 KLOTZ, S. 41; diese Praxis wurde vom Bundesverfassungsgericht als zulassig 
beurteilt. 

84 BLECKMANN, N. 137, SCHWEITZER/ HUMMER S. 112/115. 
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Praxis immer haufiger Richtlinien erlassen, die unmittelbar anwendbar 
sind. Diese Art von Richtlinien sind vom Europaischen Gerichtshof als 
zulassig bezeichnet worden, so dass heute von einer gefestigten Praxis 
gesprochen wird85. Der Einzelne kann si eh zudem auch in bestimmten 
Fallen auf die Richtlinie berufen, wenn eine Richtlinie nicht fristgerecht 
durch den Mitgliedstaat umgesetzt worden ist86. Dieser Trend zu Richt­
linien mit unmittelbar anwendbaren Normen wird vorab auf Sachzwange 
zurückgeführt87. Verordnung un d Richtlinie unterscheiden sich al so teil­
weise nur noch marginal. Es ist nicht von der Hand zu weisen, dass die 
Gefahr einer solchen Einebnung der Gesetzgebungsformen aus eben die­
sen Gründen auch für materiell unterschiedlich definierte Rahmen- und 
Grundsatzgesetze des schweizerischen Gesetzgebers besteht 

Die beschrankten Gesetzgebungskompetenzen des Bundes stehen im 
Dienste des Subsidiaritatsprinzips als fõderatives Ordnungsprinzip88 und 
dienen als Harmonisierungsinstrument im Bundesstaat89. Mit einer star­
ren zweistufigen Aufteilung dieser Kompetenzgrundform in zwei Stufen 
der Regelungsintensitat riskiert man zweckmassige Differenzierungs­
mõglichkeiten und Zwischenstufen zu verlieren. 

Im Ergebnis empfiehlt es sich deshalb, bei einer Verfassungsreform auf 
die Unterscheidung von · Rahmengesetzen mit unmittelbar anwendbaren 
Bestimmungen und Grundsatzgesetzen, die sich ausschliesslich an die 
Kantone richten, zu verzichten. Um Unsicherheiten über den Bedeu­
tungsinhalt zu verhindern, sollte der Begriff «Rahmengesetz» in der 
Verwaltungssprache und in der Literatur nicht mehr verwendet werden; 
in der Verfassung und in den Gesetzen hat er ohnehin - im Unterschied 
zu «Grundsatz»- nie Eingang gefunden. Fõderative Anliegen, die durch­
aus ihre Berechtigung haben, sind mit anderen, zweckmassigeren Mitteln 
zu verfolgen; das fõderalistische Ziel der Erhaltung substantieller Ent-

85 BLECKMANN, N. 152. 

86 GEIGER, N. 15 zu Art. 189 EWGV. 

87 ÜPPERMANN, N. 457. 

88 MACHLER, S. 229. 

89 LANGHART, S. 21. 
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scheidungsraume ist jedenfalls auf die Bildung von starren Stufen be­
schrankter Rechtsetzungskompentenzen nicht angewiesen. 
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